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Die Positionen der Parteien
und Wählergruppen zu den
Fragen aus dem SZ-Wahlcheck

München soll weiterhin neue Hochhäuser zulassen.

Die Stadt hält am Radentscheid fest und baut mindestens
fünf Radwege pro Jahr.

Betteln muss im ganzen Stadtgebiet verboten werden. 

Kindertagesstätten sollen günstig bleiben, für Gutverdiener 
aber teurer werden. 

An Kultureinrichtungen soll trotz knapper Kassen nicht
gespart werden.

München soll sich weiterhin gegen jede Form von Extremismus, 
rechtsextreme Hetze und Diskriminierung jüdischer Mitbürger 
einsetzen.

Die geplanten Tramlinien im Norden und im Osten in 
Johanneskirchen sollen trotz Haushaltskrise gebaut werden.

München soll weniger auf den Bau von Sozialwohnungen setzen 
und stattdessen bedürftigen Menschen Wohngeld bezahlen.

Der Kinder- und Jugendschutz wird gestärkt, damit Münchner 
Familien, aber auch Geflüchtete bestmöglich betreut werden 
können.

Der Großmarkt soll in der Innenstadt bleiben.

Die Stadt soll alles dafür tun, dass der Christopher Street Day 
mit seiner bunten Parade dauerhaft in der jetzigen, großen 
Form stattfinden kann.

Die städtischen Kliniken sollen verkauft werden,
weil sie regelmäßig hohe Verluste machen.

Die Internationale Automobilausstellung IAA soll auf Dauer 
ihre Stände in der Innenstadt aufbauen dürfen.

Der Bio-Anteil im Essen von öffentlichen Kantinen, Schulen 
und Kitas soll auf 90 Prozent steigen.

Die städtische Sicherheitswacht, der Kommunale Außendienst, 
soll personell verdoppelt werden, weil sich viele Menschen 
nicht mehr sicher fühlen.

Tempo 30 soll mit wenigen Ausnahmen überall Höchst-
geschwindigkeit werden.

München soll eine Gemeinschaftsschule gründen, an der 
Schüler gemeinsam lernen und alle Abschlüsse ablegen 
können.

Das Kulturzentrum Gasteig soll saniert werden, auch wenn
das eine Milliarde Euro kostet.

Die Gewerbesteuer muss steigen, um mehr Einnahmen
zu erzielen.

Jedes Jahr werden 1000 neue Bäume auf öffentlichen
Flächen gepflanzt.

München soll Modellkommune für Drogenkonsumräume 
werden, damit Süchtige ihrer Abhängigkeit nicht auf offener 
Straße nachkommen müssen und sie saubere Spritzen erhalten.

Die Politik soll neben olympischen Sommerspielen weitere 
Großereignisse in Sport und Musik nach München holen.

Die Stadt soll sich dafür einsetzen, dass sie Überwachungs-
kameras überall aufstellen darf.

Für Kulturschaffende, die an kommunal geförderten Projekten 
mitwirken, sollen Mindesthonorare eingeführt werden.

Die Stadt soll alles dafür tun, dass die Parkgebühren im 
öffentlichen Raum angehoben werden, um den Nahverkehr 
damit zu finanzieren.

München soll sich für eine bessere Inklusion an den
allgemeinbildenden Schulen einsetzen.

München soll bis 2035 klimaneutral werden.

Die Stadt soll weiter neue Gewerbeflächen ausweisen,
um die Wirtschaft zu stärken.

Parken auf Gehwegen soll künftig offiziell erlaubt sein,
wenn noch genügend Platz für einen Kinderwagen oder
einen Rollstuhl ist.

Investoren sollen keine strikten Vorgaben zum Bau von 
geförderten Wohnungen mehr erhalten, damit wieder mehr 
Wohnungen gebaut werden.

Das Ganztagsangebot für alle Schulkinder soll stadtweit 
ausgebaut werden.

Die Stadt soll nationale und internationale Großunternehmen 
gezielt langfristig binden.

Es soll mindestens ein weiteres Geburtshaus in München 
geschaffen werden.

Die Theresienwiese soll das ganze Jahr über ein Veranstaltungs-
ort für Konzerte und Großereignisse werden.

SZ-Grafik: Sarah Unterhitzenberger


